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Beschlußempfehlung und Bericht 
des EG-Ausschusses (24. Ausschuß) 

zu dem Entschließungsantrag der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
— Drucksache 12/3310 — 

zur Erklärung der Bundesregierung zur aktuellen Entwicklung 
in der Europapolitik 

A. Problem 

Verlängerung der Frist zur Ratifizierung des Maastricht-Vertrags 
und Schaffung der Voraussetzungen für einen Volksentscheid. 

B. Lösung 

Ablehnung des Entschließungsantrags. 

Mehrheitsentscheidung 

C. Alternativen 

Annahme des Entschließungsantrags. 

D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entschließungsantrag — Drucksache 12/3310 — abzuleh

-

nen. 

Bonn, den 26. November 1992 

Der EG-Ausschuß 

Dr. Renate Hellwig 

Vorsitzende 

Peter Kittelmann 

Berichterstatter 

Heidemarie Wieczorek-Zeul 

Berichterstatterin 

Dr. Helmut Haussmann 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Peter Kittelmann, Heidemarie Wieczorek-Zeul, 
Dr. Helmut Haussmann 

Der Entschließungsantrag der Gruppe BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN zur Erklärung der Bundesregierung zur 
aktuellen Europapolitik wurde in der 108. Sitzung des 
Deutschen Bundestages, am 25. September 1992, an 
den EG-Ausschuß federführend und an den Rechts-
ausschuß zur Mitberatung überwiesen. 

Der Rechtsausschuß hat den Entschließungsantrag in 
seiner 52. Sitzung, am 14. Oktober 1992, beraten und 
einvernehmlich zur Kenntnis genommen. 

Der EG-Ausschuß hat den Entschließungsantrag in 
seiner 24. Sitzung am 14. Oktober 1992 beraten. 

Von seiten der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
wurde auf den gegenwärtigen Meinungsumschwung 

in der Bevölkerung zugunsten des Vertrages vcn 
Maastricht aufmerksam gemacht, wodurch der 
gedankliche Ansatz des Antrages entfiele. 

Von seiten der Fraktion der SPD wurde eine schnellst-
mögliche Ratifizierung des Vertrages von Maastricht 
befürwortet. Ihrer aus dem Antrag resultierenden 
Verschiebung könne nicht zugestimmt werden. Die 
Frage eines Volksentscheids könne inhaltlich im Son-
derausschuß „Europäische Union (Vertrag von Maas-
tricht)" behandelt werden. 

Der Ausschuß beschloß in Abwesenheit der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Ablehnung des Ent-
schließungsantrags. 

Bonn, den 26. November 1992 

Peter Kittelmann 

Berichterstatter 

Heidemarie Wieczorek-Zeul 

Berichterstatterin 

Dr. Helmut Haussmann 

Berichterstatter 

 



 


